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Geſetz Sammlung 704: 


für die 4 7 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


7 (Nr. 6705.) Verordnung, betreffend die Erhebung der D Belfteuer von Spielkarten in 
den durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit 
der Monarchie vereinigten Landestheilen. Vom 4. Juli 1867. 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen ac. 
verordnen auf den Antrag Anſeres Staatsminiſteriums für die durch die Geſetze 
vom 20. September und 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 555. 875. 
und 876.) mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten n mit Ausnahme 
der vormals Königlich Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf und des vormals Heſſen⸗ 
Homburgiſchen Oberamtes Meiſenheim, was folgt: 


5 ö. 1. a ’z 525 
887 Die von Spielkarten zu entrichtende Stempelſteuer beträgt vom 1. Auguſt 
1867. ab: : i 2 
a) 8 Sgr. (oder 28 Kreuzer oder 19 5 52 0 für das Spiel Tarokkarten 

und Franzöſiſche Karten von mehr als 32 Blättern; AN \ 
b) 3 Sgr. (oder 103 Kreuzer oder 4 Schilling) für das Spiel Franzöſiſche 
Karten von 32 oder weniger Blättern (Piquetkarten), Deutſche Karten und 
Trezlierkarten, . Biblioteka Jagielloriska 


und wird zur Staatskaſſe erhoben. Ill | . | I 


2. 1002365988 


Gegen Entrichtung der im H. I. beſtimmten Steuer erfolgt die Stempelung 
auf dem Coeur⸗Aß. Der Kartenſtempel enthält unter dem Adler die Angabe des 5 
Steuerbetrages, ſowie das Zeichen der Steuerbehörde, bei welcher die Stempelung en 
verrichtet iſt. N 


® 


<a „Die Einfuhr von Spielkarten aus dem Auslande, mit Einſchluß der Zoll⸗ 
boeereinsſtaaten, iſt verboten. Die Verſendung von Spielkarten aus einem Theile 
Jahrgang 1867. (Nr. 6705.) 13 a des 


0 


Ausgegeben zu Berlin den 11. Juli 1867. * , e, 4 27 


ee 


des Iulandes in den anderen durch das Ausland darf unter Beobachtung der er⸗ 
forderlichen Kontrolmaaßregeln ſtattfinden. Wegen der Durchfuhr ausländiſcher 
Spielkarten kommen die zollgeſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung. 


$. 4. ; 
| Die Fabrikation von Spielkarten darf nur mit beſonderer Erlaubniß des 
Finanzminiſters und in den von demſelben genehmigten Räumen be⸗ 
trieben werden. re 


Die Genehmigung zu einer neuen Spielkartenfabrik wird nur in dem Falle N 


ertheilt, wenn a 


* 


J) dieſelbe in einem Orte, der mehr als zehntauſend Einwohner hat, und 


woſelbſt ſich ein Haupt, Zoll⸗ oder Haupt⸗Steueramt befindet, angelegt 
werden und die zi einem fabrikmäßigen Betriebe, ſowie zu einer ange⸗ 
meſſenen Aufſicht und Kontrole erforderliche Einrichtung erhalten ſoll, 
2) eine auf 3000 bis 5000 Thaler zu beſtimmende und nach ertheilter 
Konzeſſion ſofort zu beſtellende Kaution angeboten wird. 


Die Fabrikanlage muß ſpäteſtens binnen drei Jahren, von dem Zeitpunkte 


der Genehmigung an gerechnet, vollendet werden, widrigenfalls die letztere ihre 
Gültigkeit verliert. 


. 5. 


Die Vorſchriften im $. 4. finden auf den Fortbetrieb der bereits beſtehen⸗ 


den e in den bisher benutzten Räumen keine Anwendung. Die 
Fabrikinha 
räume der Steuerbehörde einzureichen und nach deren Vorſchrift die zur Auf⸗ 
bewahrung der Karten erforderlichen Räume einzurichten. Auch ſind erſt die 
Beſitznachfolger der gegenwärtigen Inhaber der Fabriken, bei Verluſt des Fabri⸗ 
kationsrechtes, zu einer Kautionsſtellung von 3000 bis 5000 Thaler (F. 4. zu 2.) 
verpflichtet. ö a 
Sämmtliche Kartenfabrikanten ſtehen unter ſteuerlicher Kontrole und unter⸗ 
liegen den ſteuerlichen Reviſionen. Hausſuchungen find unter den im H. 18. der 
Verordnung vom 11. Mai 1867. wegen Beſteuerung des Braumalzes (Geſetz⸗ 
Samml. S. 655.) angegebenen Bedingungen und Maaßgaben geſtattet. 


H. 7. 


er ſind jedoch verpflichtet, eine Zeichnung und Beſchreibung der Fabrik⸗ 


Gattung, zu verkaufen, iſt den Spielkartenfabrikanten unterſagt. Zuwiderhand- 


Spielkarten im la „d. h. unter Einem Dutzend Spiele derſelben 
eldbuße von 1 bis 50 Thaler geahndet. 


4 


3 $. 8. 


lungen werden mit einer 


Was hinſichtlich der Fabrikeinrichtung, der Fabrikation, Stempelung, Auf. 3 
i be⸗- 


a 


bewahrung und Verſendung von Spielkarten, ſowie hinſichtlich der Buchführung 
und der bei der Steuerbehörde zu machenden Meldungen von den Inhabern der 
Spielkartenfabriken zu beobachten iſt, wird durch ein von dem Finanzminiſter zu 
erlaſſendes Regulativ vorgeſchrieben. 8 


§. N. 
Für die Abführung der Steuer können angemeſſene Friſten gegen Sicher⸗ 
cheitsſtellung bewilligt werden. 43 
Steuer⸗Erlaß oder Erſatz kann nur von dem Finanzminiſter und nur in 
dem Falle gewährt werden, wenn geſtempelte Kartenſpiele bei der Verpackung 
oder Aufbewahrung in den dazu beſtimmten Fabrikräumen durch einen unver⸗ 
ſchuldeten Zufall zum Gebrauche untauglich geworden ſind und das Ereigniß bin⸗ 
nen 24 Stunden unter Einlieferung der verdorbenen uneröffneten Kartenſpiele, 
ſofern dieſelben durch den Zufall nicht ganz verloren gegangen, der Steuerbehörde 
angezeigt wird. 
$. 10. 


Der Detailhandel mit Spielkarten, welche nach den Beſtimmungen in 

$$. 1. und 2. geſtempelt find, unterliegt nur den allgemeinen gewerbepolizeilichen 

15 ee Vorſchriften; eine beſondere Genehmigung iſt dazu nicht 

erforderlich. N 

85 Der Verkauf von Spielkarten durch die Steuerverwaltung wird, wo der⸗ 

ſelbe zur Zeit ſtattfindet, von dem durch den Finanzminiſter zu beſtimmenden 
Zeitpunkte ab eingeſtellt. 5 a 


9. 


Kartenfabrikanten und Kartenhändler haben alle am 1. Auguſt 1867. 
in ihrem Vorrath befindlichen Spielkarten mit der Anzeige, ob dieſelben un⸗ 
5 en oder nach den bisher gültigen Geſetzen geſtempelt ſind, der Steuer⸗ 
ehörde binnen drei Tagen ſchriftlich anzumelden und entweder unter ſteuer⸗ 
8 e Mitverſchluß ſetzen zu laſſen oder zur Stempelung ($. 2. und F. 13.) vor⸗ 
ulegen f 


Dieſelbe Verpflichtung liegt hinſichtlich aller bei den Spielbanken vorhan⸗ 
denen Kartenvorräthe den Inhabern der Spielbanken ob. | 

Wer der vorſtehenden Vorſchrift zuwider die Anzeige unterläßt oder nicht 
gehörig bewirkt, oder unter Steuerverſchluß befindliche Karten aus demſelben ohne 
porgängige ſchriftliche Abmeldung bei der Steuerbehörde entfernt, hat dieſelbe 


N = Strafe verwirkt, welche im $. 18. verordnet iſt. 


Was bei der Verſendung von Karten in das Ausland zu beobachten iſt, 


* wird in dem nach H. 8. zu erlaſſenden Regulative beſtimmt. 


i §. 12. 
f Der Gebrauch von Spielkarten, welche nach den bisherigen Geſetzen ge- 
ſtempelt ſind, iſt innerhalb des Landestheiles, für den die betreffenden Geſetze 
erlaſſen waren, noch bis zum 31. Juli 1868. erlaubt, nach dieſer Zeit aber nur 
(Nr. 6705. 139 * dann 


dann e den wenn die Karten in Gemäßheit des $. 13. anderweit geſtempelt 
ſind. Bei den Spielbanken dürfen ſchon vom 1. Auguſt 1867. ab keine anderen, 


als 9 0 $. 2. oder $. 13. dieſer Verordnung geſtempelte Karten gebraucht 
werden. 


. 13. 


Die Stempelung derjenigen Karten, von welchen die Stempelſteuer nach 
Maaßgabe der bisher in dem betreffenden Landestheile gültigen Geſetze entrichtet 
5 (F. 11. und 12.), erfolgt nach näherer Anordnung des Finanzminiſters gegen 

* 


legung des zur Erfüllung des im F. 1. vorgeſchriebenen Steuerbetrages erfor⸗ 


derlichen zuſätzlichen Steuerbetrages. 
Bei den früher von der Steuerverwaltung verkauften Karten 
kommt hierbei nur die in dem Verkaufspreiſe enthaltene Steuer in eee 
In denjenigen Landestheilen, wo die Spielkarten bisher nicht beſteuert ſind, 
erfolgt die Stempelung gegen Entrichtung der im $. 1. beſtimmten Abgabe. Im 
Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover findet die Vorſchrift im $. 12. 
überhaupt keine Anwendung; der Gebrauch der nach den bisherigen Geſetzen ge- 


ſtempelten Karten iſt daſelbſt auch nach dem 31. Juli 1868, ohne anderweite . 


Stempelung erlaubt. 
$. 14. 


Karten, welche nicht mit dem nach dieſer Verordnung erforderlichen Stempel 
verſehen ſind, werden, wo ſie ſich vorfinden, konfiszirt. 

Wer dergleichen Karten vom Auslande einbringt, ausländiſche oder inlän⸗ 
diſche ungeſtempelte feil hält oder verkauft, vertheilt, in Gewahrſam hat, oder 
damit ſpielt, verfällt für jedes Spiel in eine Strafe von zehn Thaler. Gaſt⸗ 
wirthe, Kaffeeſchänker und andere Perſonen, welche Gäſte halten, haben dieſelbe 
Strafe verwirkt, wenn in ihren Häuſern oder Lokalen mit ungeſtempelten Karten 
geh 13 iſt und ſie nicht nachweiſen können, daß dies ohne ihr Wiſſen 
geſchehen ſei. N 

Was vorſtehend von ungeſtempelten Karten verordnet iſt, findet vor⸗ 
behaltlich der im §. 11. und $. 12. beſtimmten Ausnahmen auch hin- 
ſichtlich der nach den bisher gültigen Geſetzen geſtempelten Karten Anwendung, 
wenn deren anderweite Stempelung (F. 13.) nicht ſtattgefunden hat. 


$. 15. 
Iſt die im H. 14. vorgeſchriebene Strafe gegen eine Perſon zu verhängen 
welche den Handel mit Spielkarten betreibt, fo fol 195 
als 200 Thaler Geldbuße gegen dieſelbe erkannt werden. 


$. 16. 


Wer ohne vorgängige Genehmigung des Finanzminiſters Spielkarten zu 


verfertigen unternimmt ($. 4.), oder 7 erhaltener Exlaubniß vor erfolgter An⸗ 
zeige bei der Steuerhehörde mit der Fabrikation beginnt, verfällt neben Konfis⸗ 
kat on der Geräthe, Materialien und bereits verfertigten oder in der Anfertigung 

be⸗ 


5 8 


in keinem Falle auf weniger 1 
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begriffenen Spielkarten in eine Geldſtrafe von 500 Thaler. Für jedes Spiel, 
das über 50 bereits verfertigt iſt, wird die Geldſtrafe um 10 Thaler verſchärft. 


575 
25 


9 


Wird die Fabrikation von Karten in anderen, als den dazu angeſagten 
Räumen vorgenommen, fo tritt dieſelbe Geldſtrafe (F. 16.) nebſt Konſiskation 
der in den unangeſagten Räumen befindlichen Geräthe, Materialien und gefertigten 


oder in der Anfertigung begriffenen Karten ein. 


§. 18. 


f Werden gegen die Vorſchriften in dem von dem Finanzminiſter nach g. 8. 

zu erlaſſenden Regulative die in einer Fabrik gefeatigien Karten den revidirenden 

Steuerbeamten nicht vollſtändig angegeben und vorgelegt, oder ungeſtempelte 

Karten ohne Mitwirkung der Steuerbehörde verſendet, oder aus dem Mitverſchluß 

der Steuerbehörde aeg entfernt, ſo zieht dies Verfahren die Konfiskation der 
nicht angegebenen oder verſendeten oder aus dem Steuerverſchluß entfernten Kar⸗ 
ten und die im $. 16. verordnete Geldſtrafe nach ſich. 


§. 19. 


A = Wer wegen eines dieſer Vergehen (98. 16. bis 18. inkl.) ſchon einmal 
beſtraft worden iſt und ſich deſſelben oder eines anderen in den $$. 16. bis 18. 


gedachten Vergehens abermals ſchuldig macht, iſt nicht nur mit den vorbeſtimmten 
Strafen zu belegen, ſondern auch des Rechtes, die Kartenfabrikation ferner zu 
betreiben, für verluſtig zu erklären, ohne daß es einer vorgängigen Belehrung über 
dieſe Folge der Wiederholung des Vergehens bedarf. 8 


$. 20. 


Die Entfernung überzähliger Karten aus der Fabrik, oder der Ausſchuß⸗ 
blätter, bevor letztere nach Vorſchrift des Regulativs (F. 8.) unbrauchbar gemacht 
worden ſind, iſt, ſofern nicht nach dem Vorſtehenden eine höhere Strafe eintritt, 
mit einer Geldbuße von 10 bis 50 Thaler zu belegen. f 
Andere Zuwiderhandlungen gegen die in dem Regulativ ($. 8.) enthaltenen 
Vorſchriften ziehen eine Ordnungsſtrafe von 1 bis 10 Thaler nach ſich. 


ö N 
Dien Geldſtrafen iſt auf den Fall, daß der Verpflichtete dieſelben zu ent⸗ 
richten unvermögend ſein ſollte, eine verhältnißmäßige Freiheitsſtrafe zu ſubſtituiren. 
. §. 22. a 
185 = Denunzianten erhalten zwei Drittheile der auf Grund dieſer Verordnung 
eingehenden Geldſtrafen. 5 


AR 


Hinſichtlich des dee o d und gerichtlichen Strafverfahrens wegen 


der Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung und hinſichtlich der ſubſidiariſchen 

Vertretungsverbindlichkeik dritter Perſonen kommen dieſelben Vorſchriften zur 

Anwendung, nach welchen ſich das Verfahren und die Haftung dritter Perſonen 

wegen Zollvergehen beſtimmt. 5 20 
§. 24. 


Auf die Beſtechung von Steuerbeamten und die Widerſetzlichkeit gegen die⸗ 
ſelben find die in Betreff dieſer Vergehen in den $$. 36. und 37. der Verordnung 

vom 11. Mai 1867. wegen Beſteuerung des Braumalzes (Geſetz-Samml. S. 659.) 
enthaltenen Beſtimmungen anzuwenden. 


$. 25. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 1867. in Kraft. Von dem 


ſelben Zeitpunkte ab werden die geſetzlichen Vorſchriften, welche über die Stempel⸗ 
1 9 0 Spielkarten in den im Eingange bezeichneten Landestheilen beftehen, 
aufgehoben. | SED 

Unſer Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 99 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 4. Juli 1867. 


(J. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Ye 
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(Nr. 6706.) Verordnung, betreffend die Erhebung der Wechſelſtempelſteuer in den durch die 
ö Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit der Monarchie 
vereinigten Landestheilen. Vom 4. Juli 1867. 


i Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2e. 
1 verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums für die durch die Geſetze 
vom 20. September und 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 555. 875. 876.) 
mit der Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme der vormals Baye⸗ 
4 4 riſchen Enklave Kaulsdorf und des vormals Heſſen-Homburgiſchen Oberamtes 
f Meiſenheim, was folgt: 
5 n 

Vom 1. September 1867. ab unterliegen gezogene und eigene trockene) 
Wechſel, ferner die unter den Benennungen „Promeſſen “ oder „Handelsbillets “ 
vorkommenden Handelspapiere und Anweiſungen aller Art — ſowohl inländiſche 
als aus dem Auslande eingehende — einer Stempelſteuer von ½. Prozent der 
Werthſumme mit der Maaßgabe, daß der niedrigſte Stempel 5 Silbergroſchen 
beträgt und die Stempelſätze von 5 zu 5 Sgr. ſteigen, ſo daß der Stempel bei 


. 9.2. 
Befreit von der Stempelſteuer find: 


1) die im §. 1. bezeichneten Urkunden, welche über Werthſummen von we: 
niger als 50 Thaler lauten, oder 


2) im Auslande ausgeſtellt und, auf einen Ort im Auslande gezogen, in 
den dieſſeitigen Staaten in Umlauf kommen; 


3) Anweiſungen, welche am Orte der Ausſtellung entweder am Tage der 
e ſelbſt oder im Laufe des unmittelbar darauf folgenden Tages 
zahlbar find; 


2 % 4) die von den Giro - Intereffenten der Preußiſchen Bank auf deren Gut⸗ 
f haben ausgeſtellten, auf den Inhaber lautenden Anweiſungen. 

5 $. 3. 

„Die im $. 1. bezeichneten Urkunden müſſen, und zwar die ausländiſchen 


nach dem Eingange in Unſere Staaten, geſtempelt werden, ehe ein. Geſchäft 


damit gemacht oder Zahlung darauf geleiſtet wird. 
Q, 6706) Wird 


Bi: 
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Wird eine ſolche Urkunde in mehreren Exemplaren ausgefertigt, fo ift unter 
diefen jedes Exemplar ſtempelpflichtig, welches zum Umlaufe beſtimmt iſt. Auch 
Ae wenn ſie zur Uebertragung des Eigenthums an der Urkunde durch 
Indoſſiren und Giriren benutzt werden, unterliegen der Stempelſteuer. Die übri- 
gen Exemplare ſind ſtempelfrei. 


$. 4. | 
15 Jeder inländiſche Inhaber einer im F. 1. bezeichneten ſtempelpflichtigen 
Aund noch nicht geſtempelten Urkunde iſt verpflichtet, die Entrichtung der Stempel 
ſteuer für dieſelbe zu bewirken. 


Nach Entrichtung der Steuer ſind alle Uebertragungen des Eigenthums 
an der Urkunde durch Indoſſiren und Giriren ſtempelfrei. 5 1 


Sn 
Die Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelſteuer wird erfüllt: . 
1) durch rechtzeitige ($. 3.) Zahlung des Stempelbetrages an eine der von 


975177 9 


* 
. 


durch Ausſtellung der Urkunde auf dem von dem Finanzminiſter zum 
Verkauf geſtellten, oder auf deſſen Anordnung gegen Erlegung der Stem⸗ 
pelfteuer abgeſtempelten Formulare; oder 5 


in den nach Beſtimmung des Finanzministers zuläſſigen Fällen durch 
rechtzeitige ($. 3.) Verwendung von Stempelmarken auf der Urkunde, 
wenn hierbei die von dem Finanzminiſter vorgeſchriebenen und bekannt 
gemachten Bedingungen beobachtet ſind. 


1 
— 


n a N 4 5 75 5 
Die Nichterfüllung der Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelfteun 
iſt mit dem 25 fachen Betrage desjenigen zu beſtrafen, was dadurch den Staat⸗ 
einkünften entzogen worden. Dieſe Strafe iſt beſonders und ganz zu entrichten 
von einem Jeden, der im Inlande als Ausſteller, Präſentank, Acceptant, In- 
doſſant oder Girant an e der ſtempelpflichtigen Urkunde Antheil ge⸗ 
nommen hat, imgleichen von inländiſchen Mäklern, welche ſolche Papiere ver- 
handelt haben. — Außerdem ift der Betrag des Stempels ſelbſt zunächſt von 
dem Inhaber mit Vorbehalt des Regreſſes an ſeine Vormänner einzuziehen. Die 
Verwandlung einer Geldbuße, zu deren Zahlung der Verpflichtete unvermögend 
iſt, in eine Freiheitsſtrafe findet nicht ſtatt. ö 8 


In Betreff des adminiſtrativen und gerichtlichen Strafverfahrens kommen 1 
St n die 
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dieſelben Vorſchriften zur Anwendung, nach welchen ſich das Verfahren wegen 
Zollvergehen beſtimmt. f 


Denunzianten erhalten ein Drittheil von den feſtgeſetzten Stempelſtrafen. 


$. 8. Ä 

Außer den Steuerbehörden haben alle diejenigen Staats⸗ oder Kommunal⸗ u 
Behörden und Beamten, welchen eine richterliche oder Polizeigewalt anvertraut a 
iſt, die befondere Verpflichtung, alle bei ihrer Amtsverwaltung zu ihrer Kenntniß BEE 
kommende Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz Behufs Einleitung des Straf⸗ 2 


verfahrens ($. 7.) von Amtswegen zur Anzeige zu bringen. 
1 Die Beſtimmung im zweiten Abſatze des H. 7. findet auf die gedachten 
Beamten und die Vorſteher oder Mitglieder der bezeichneten Behörden, ſowie auf 
Rechtsanwalte und Notarien keine Anwendung. 1 
Gerichtsperſonen und Notare, welche Wechſelproteſte ausfertigen, ſind ver⸗ 23 
i 11 ſowohl in dem Proteſte, als in dem über die Proteſtation aufzunehmen⸗ i re 
den Protokolle ausdrücklich zu bemerken, mit welchem Stempelbetrage der pro⸗ 5 5 
teſtirte Wechſel geſtempelt, oder daß er mit einem inländiſchen Stempel gar nicht N 
verſehen iſt. Sie verfallen, wenn ſie dieſe Bemerkun unterlaſſen, in eine Strafe f 
von Einem Thaler. Verabſäumen ſie aber eine bei dieſer Gelegenheit zu ihrer 
Kenntniß gekommene Wechſelſtempel⸗Kontravention zur Beſtrafung anzuzeigen, 
ſo ſollen ſie dafür noch beſonders mit einer Strafe von zwei bis fünf Thale 
belegt werden. a 
§ 9. f 
B Wer unechte Stempelmarken anfertigt oder echte Stempelmarken verfälſcht, 
immgleichen wer wiſſentlich von falfchen oder gefälſchten Stempelmarken Gebrauch 
macht, oder ſich einer dieſer Handlungen in Bezug auf geſtempelte Formulare zu 
den im H. 1. bezeichneten Urkunden ($. 5. Nr. 2.) ſchuldig macht, hat dieſelbe 
Strafe verwirkt, welche denjenigen trifft, der unechtes Stempelpapier anfertigt 
oder echtes Stempelpapier verfälſcht oder wiſſentlich von falſchem oder gefälſchtem 
Stempelpapier Gebrauch macht. a 
Wer nee eine ſchon einmal verwendete Stempelmarke oder ein ſchon 
einmal verwendetes geſtempeltes Formular zu einer ſtempelpflichtigen Urkunde 
FS. I.) verwendet, hat, außer der im H. 6. beſtimmten Strafe, eine Geldbuße von 
10 bis 200 Thaler oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe verwirkt. a 
. Wer wiſſentlich eine ſchon einmal verwendete Stempelmarke veräußert, 
wird, inſofern er nicht als Urheber des im vorhergehenden Satze vorgeſehenen 


Vergehens oder als Theilnehmer an demſelben anzuſehen iſt, mit Geldbuße von 

1 bis 20 Thaler oder mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe belegt. n 

i Vom 1. September 1867. ab werden die geſetzlichen Vorſchriften, welche 3 3 
in Betreff der Wechſelſtempelſteuer in den im Eingange bezeichneten Landestheilen n 


beſtehen, außer Wirkſamkeit geſetzt 
Jahrgang 1867. (Ir. 67066707) d 140 Der 


Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung be 
auftragt. / i 

Urkundlich unter ⸗Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 4. Juli 1867. 


(I. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. v. Mühler. Gr. zur Lippe, 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Fr. 6707) Verordnung, betreffend die Erhebung der Zeitungsſtempelſteuer in den durch 
die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit der Monarchie 
vereinigten Landestheilen. Vom 4. Juli 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen auf den Antrag 5 Staatsminiſteriums für die durch die Geſetze 
vom 20. September und 24. Dezember 1866. (Geſetz Samml. S. 555. 875. und 
876.) mit der Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme der vormals 
Königlich Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf und des vormals Heſſen⸗Homburgiſchen 
Oberamtes Meiſenheim, was folgt: a 


§. 1. 


Vom 30. September 1867. ab treten in den im Eingange bezeichneten 
Landestheilen das Geſetz vom 29. Juni 1861. wegen Erhebung der Stempel⸗ 
ſteuer von Zeitungen, Zeitſchriften und Anzeigeblättern (Geſetz-Samml. S. 689.) , 
mit Ausnahme der im FK. 6. deſſelben enthaltenen Beſtimmungen, und das Geſetz 
vom 26. September 1862., betreffend die Stempelſteuer von ausländiſchen Zei⸗ 
tungen, Zeitſchriften und Anzeigeblättern (Geſetz-Samml. S. 335.), in Kraft. 


$. 2. 5 
Der unterlaſſene Gebrauch des Zeitungsſtempels zieht die Strafe des vier⸗ 
fachen Betrages nach ſich und es muß der fehlende Stempel überdies nachgebracht 
werden. Bei inländiſchen Zeitungen haftet die en 18 und jeder Ver⸗ 
theiler für den Stempel und für die Strafe wegen Nichtgebrauch deſſelben. 
Bei ausländiſchen Zeitungen haften in 1 Art nicht nur die Poſt⸗ 
bedienten, welche deren Vertheilung beſorgen und etwaige andere Vertheiler, ſon⸗ 
dern auch diejenigen, welche ſie für ihre Rechnung kommen laſſen. 


$ 3. 


9007 


i | H. 3. x 
Den gegen Verleger oder Vertheiler von Zeitungen feſtgeſetzten Geldſtrafen 
iſt auf den Fall daß der Verpflichtete dieſelben zu entrichten unvermögend ſein 
ſollte, eine verhältnißmäßige Freiheitsſtrafe zu ſubſtituiren. 

H. 4. 

Die Nichtbefolgung oder Verletzung einer von dem Finanzminiſter erlaſſenen 
Kontrolvorſchrift (F. 7. des Geſetzes vom 29. Juni 1861., N 3. des Geſetzes 
vom 26. September 1862.) ſoll mit einer Geldbuße von 1 bis 10 Thaler geahndet 
werden. 5 

$. 5. 


Denunzianten erhalten ein Drittheil der auf Grund dieſer Verordnung ein⸗ 
gehenden Geldſtrafen. 5 
] N 3 


5 Hinſichtlich des adminiſtrativen und gerichtlichen Strafverfahrens wegen 

der Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung und hinſichtlich der ſubſidiariſchen 

Vertretungsverbindlichkeit dritter Perſonen kommen dieſelben Vorſchriften zur 

Anwendung, nach welchen ſich das Verfahren und die Haftung dritter Perſonen 
wegen Zollvergehen beſtimmt. 5 
9. 


Hausſuchungen find unter den im §. 18. der Verordnung vom 11. Mai 
1867. wegen Beſteuerung des Braumalzes (Geſetz-Samml. S. 655.) angegebenen 
Bedingungen und Maaßgaben geſtattet. 

Auf die Beſtechung von Steuerbeamten und die Widerſetzlichkeit gegen 
dieſelben find die in Betreff dieſer Vergehen in den $$. 36. und 37. der vor⸗ 
gedachten Verordnung enthaltenen Beſtimmungen anzuwenden. 


| | $. 8. 
Die in den im Eingange der gegenwärtigen Verordnung gedachten Landes⸗ 


theilen beſtehenden Vorſchriften über die Stempelabgabe von Zeitungen, Zeit- 
ſchriften und Anzeigeblättern treten vom 30. September 1867. ab außer Wirk⸗ 


ſamkeit. 
| §. 9. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſer em beauftragt. 
Be: Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 4. Juli 1867. 


| (L. S.) Wilhelm. 


. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. | | 


r 
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(Nr. 6708.) Verordnung, betreffend die Entrichtung der Stempelſteuer von Kalendern in 
den durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit 
der Monarchie vereinigten Landestheilen. Vom 5. Juli 1867. 
18 Eh, . 4 1 5 x 2 5 5 
Wir Milhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen ac. 
verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums für die durch die Geſetze 
vom 20, September und 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 555. 875. 876.) 5 
mit der Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme der vormals Königlich 
Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf und des vormals Heſſen⸗Homburgiſchen Oberamtes 
Meiſenheim, was folgt: 
g N 


Von den für das Jahr 1868. und für die folgenden Jahre erſcheinenden 
Kalendern iſt eine Stempelſteuer zur Staatskaſſe zu entrichten, und zwar: 


1) für jeden inländiſchen Kalender 


Wir Suan itt . l 3 Sgr., 
b) in Oktav und Duodez, imgleichen Schreibkalender mit. 2 
e) in noch kleineren Formaten, auch Tafelkalender, mit ..... 1 
2) für ausländiſche Kalender mit dem D oppelten der vorſtehenden Sätze. 
$. 2. 


Der Verleger eines inländiſchen Kalenders hat die ganze erſte und jede 
fernere Auflage ſofort nach vollendetem Drucke der zunächſt belegenen zuſtändigen 
Steuerſtelle zur Stempelung gegen Entrichtung der Steuer vorzulegen. 

Alle vom Auslande eingehenden ausländiſchen und inländiſchen Kalender ; 
müſſen von dem Einbringer nach Maaßgabe der von dem Finanzminiſter zu er⸗ 
laſſenden Anordnungen angemeldet und zur Verſteuerung oder Abfertigung vor⸗ 
gelegt werden. 

Wer im Inlande einen ungeſtempelten Kalender in Gewahrſam hat, iſt 
len denfelben gleich nach dem e der nächſten zuſtändigen Steuer⸗ 
ſtelle Behufs Stempelung gegen Entrichtung der Steuer vorzulegen. 


9.8. N 
Ungeſtempelte Kalender werden konfiszirt und der vierfache Betrag des 
Stempels wird überdies als Strafe von dem Inhaber erhoben. — Jedoch 15 
die Konfiskation und Stempelſtrafe nur auf Kalender angewendet werden, welche 
für das laufende oder ein noch nicht angetretenes Jahr beſtimmt find, 1 


H. 4. ö 2 
In Betreff des Strafverfahrens kommen dieſelben Vorſchriften zur An⸗ 
wendung, nach welchen ſich das Verfahren wegen Zollvergehen un er 
enunzianten erhalten ein Drittheil von den feſtgeſetzten Stempelſtrafen. 
ö Auch 


m. 


8 5 „„ ö 
Außer den Steuerbehörden haben alle diejenigen Staats⸗ oder Kommunal⸗ 
Behörden und Beamten, welchen eine richterliche oder Polizeigewalt anvertraut 
iſt, die 1 Verpflichtung, auf Befolgung dieſer Verordnung zu halten und 
alle bei ihrer Amtsverwaltung zu ihrer Kenntniß kommende Zuwiderhandlungen 
7 Einleitung des Strafverfahrens ($. 4.) von Amtswegen zur Anzeige 
zu bringen. : | RN 
A Die Beſtimmung im zweiten Abſatze des §. 4. findet auf die vorſtehend 
bezeichneten Behörden und Beamten keine Anwendung. 5 N 


TR 5 yER \ u 2 $. 6. 1 5 5 
5 Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 
Mit der Ausführung dieſer Verordnung iſt Unfer Finanzminiſter beauftragt, 
welcher auch anzuordnen hat, was wegen Stundung der Steuer gegen Sicherheits⸗ 
beſtellung, wegen der für das Ausland beſtimmten Kalender⸗Exemplare und wegen 
Erſtattung der Steuer für unabgeſetzte Exemplare zu beobachten iſt. s 
Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 i 
Gegeben Berlin, den 5. Juli 1867. ; 


| (I. S.) Wilhelm 
Gr. v. Bismarck Schönhauſen. Fth. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Be Gr. zu Eulenburg. 


— 1070 5 


(Nr. 6709.) Allerhöchſter Erlaß vom 31. Mai 1867., betreffend die Ausgabe von verzins⸗ 
lichen Schatzanweiſungen im Betrage von fünf Millionen Thaler. 


Ai Ihren Bericht vom 8. d. M. genehmige Ich, daß in Gemäßheit des Ge⸗ 
ſetzes vom 28. September v. I., betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der 
Militair⸗ und Marineverwaltung und die Dotirung des Staatsſchatzes (Geſetz⸗ 
Samml. S. 607.), verzinsliche Schatzanweiſungen im Betrage von fünf Millionen 
Thaler, und zwar in Abſchnitten von je funfzig Thalern, Einhundert Thalern 
und fünfhundert Thalern ausgegeben werden. Zugleich ermächtige Ich Sie, den 
Zinsſatz dieſer Schatzanweiſungen und die Dauer ihrer Umlaufszeit, welche den 
Zeitraum eines Jahres nicht überſchreiten darf, den Verhältniſſen entſprechend 
nach Ihrem Ermeſſen zu beſtimmen und jedesmal zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. 8 

Ich überlaſſe Ihnen, die Hauptverwaltung der Staatsſchulden hiernach 


mit näherer Anweiſung zu verſehen und dieſen Seinen Erlaß durch die Geſetz⸗ 


Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 31. Mai 1867. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. 


An den Finanzminiſter. 


(Nr. 6710.) 
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Gr. 6710) Allerböchſer Erlaß vom 24. Juni 1867, betreffend die Ermäßigung den 


N 


Er Konſulatsgebühren in den Europäiſchen Häfen. 


af Ihren Bericht vom 19. Juni d. J. will Ich die Beſtimmung unter Nr. I. 2. 


des Gebührentarifs für die Preußiſchen Konſulate vom 10. Mai 1832. (Geſetz⸗ 


Samml. S. 173.), wonach in den Europäiſchen Häfen außerhalb der Oftfee an 


allgemeiner Konſulatsgebühr ein Satz von 13 Sgr. pro Laſt zu entrichten iſt, 


dahin abändern, daß die durch den Allerhöchſten Erlaß vom 27. Juni 1863. 


25 


nach dem Geſetze vom 1 


na 
er 


( Geſetz⸗Samml. S. 485.) hinſichtlich der Häfen von Großbritannien und Irland 


bereits bewilligte Fun dieſes Satzes auf den Betrag von 1 Sgr. für die 5 

Mai 1856. ſich berechnende Schiffslaſt 1 in Be⸗ 
zug auf ſämmtliche Europäiſche Häfen zur Anwendung kommen ſoll. 5 
Sie haben dieſe Meine gegenwärtige Order durch die Geſetz-Sammlung 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. a al 


Berlin, den 24. Juni 1867. 


Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Gr. v. Ibenplitz Gr. zur Lippe. f 


An die Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, 
flür Handel und der Juſtiz. N f 


Fr. 6711.) 


| (N. or) Verordnung, . die in 1 den neu e Handeethellen eee 
zum Staatseigenthume gehörigen Akiutapitalienfonds, Vom 95 gu 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 
verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: a ER 


$. 115 8 i ar 1 
Die Verwaltung der in den neu erworbenen Genbestheien vonfjänbenen, 


zum Staatseigenthume gehörigen Aktivkapitalienfonds ſoweit ſie nicht für ſpe⸗ 
zielle Verwaltungszwecke e find, sr an die Goneralitnntstl in Ber⸗ 


* 


lin über. 
$. 2. 


Fun bie Bernau, und Verwendung er Beſtände 195 der Auſtünſt⸗ 8 
dieſer Fonds gelten fortan lediglich diejenigen allgemeinen Beſtimmungen und 
Grundſätze, welche überhaupt für die Verwaltung und a von Staats⸗ 
geldern find. . 

8:3: 


Die in Gefegen und Verordnungen det neu erworbenen Landestheile vor- f 


handenen Beſtimmungen, welche dieſer Verordnung zuwiderlaufen, werden A N 


5 . 


H. 4. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Wr Besuftnagt & 


5 I unter Unſerer Hö chſteigenhän ändigen a) und i 
Königlichen Inſiegel. N 5 
Gegeben Berlin, den 5. Juli 1867. 


(L. S.) Wilhelm, 
Frh. v. d. Heydt. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


Redigirt im Büreau des Staats-Minifteriums, e 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
x (R. v. Decker). 


